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Das Gesicht von Olaf Scholz wurde noch maskenhafter als es ohnehin schon ist. Es war jener Tag
Ende November 2019 als im Willy-Brandt-Haus das Ergebnis der Mitgliederabstimmung über den
SPD-Parteivorsitz offiziell bekanntgegeben wurde.

Auf das Duo Saskia Esken/ Norbert Walter-Borjans entfielen 53,1 Prozent der Stimmen. Das
favorisierte Team Klara Geywitz/ Olaf Scholz erhielt hingegen nur 45,3 Prozent. Die Wahlbeteiligung
lag bei rund 54 Prozent. Insgesamt waren 216.721 gültige Stimmen abgegeben worden. Das
Ergebnis stand am Ende einer monatelangen Kandidatenkür auf 23 Vorstellungsrunden quer durchs
Land, an der anfangs sieben Teams teilgenommen hatten. Im ersten Wahlgang hatten Esken/ Walter-
Borjans noch hinter Geywitz und Scholz gelegen. Im zweiten Durchgang, in dem nur noch die beiden
erfolgreichsten Teams antreten konnten, siegten sie klar.

„Sie sind gegen die Fortsetzung der Großen Koalition“, hieß es auf Spiegel-Online am 30. November
2020 über Esken und Walter-Borjans. Und in der Tat war ihr überraschender Sieg Ausdruck des
Unmuts in der Mitgliedschaft über eine Parteiführung, die stur am Bündnis mit CDU und CSU
festhielt. Eine Niederlage war es auch für jene SPD-Bundesminister, die sich aktiv für
Geywitz/Scholz eingesetzt hatten, um die große Koalition und damit nicht zuletzt ihre eigenen
Posten zu retten.

Das alte Partei-Establishment war abgewählt worden. Die mehr als 110.000 Parteimitglieder, die
sich für Esken/Walter-Borjans entschieden hatten, dürften allerdings in ihrer Mehrheit nicht für die
beiden weitgehend unbekannten Politiker, sondern gegen Olaf Scholz als den Vertreter des alten,
noch aus der Zeit Gerhard Schröders stammenden SPD-Machtzentrums gestimmt haben. Verloren
hatten jene, die von einer Abkehr von Hartz IV und einer Rot-Rot-Grünen-Zusammenarbeit bis heute
nichts wissen wollen. Ihnen sprach die Mitgliedschaft der Partei das Misstrauen aus.

Das Votum vom November 2019 stand am Ende eines Prozesses, der zwei Jahre zuvor, am 25.
September 2017, unmittelbar nach der desaströsen Niederlage der SPD bei der Bundestagswahl
begonnen hatte. Bei dieser Wahl hatte die Partei unter dem Kanzlerkandidaten Martin Schulz nur
noch 20,5 Prozent erhalten. Der SPD-Parteivorstand beschloss daraufhin einstimmig, für eine
Koalition mit den Unionsparteien nicht mehr zur Verfügung zu stehen. CDU und CSU blieb nichts
anderes übrig als mit Grünen und FDP Koalitionsgespräche über die Bildung einer sogenannten
„Jamaika“-Koalition aufzunehmen. Doch die Verhandlungen scheiterten an der FDP, und nach
einigem Zögern zeigte sich die SPD schließlich doch bereit, Gespräche mit den Unionsparteien über



die Bildung einer gemeinsamen Regierung aufzunehmen. Am 14. März 2018 war es schließlich so
weit: Die erneuerte große Koalition trat ihr Amt an. Olaf Scholz wurde Vizekanzler und
Finanzminister.

Doch die Rückkehr an die Regierung gestaltete sich für die SPD mühevoll und konnte von der Partei-
und Fraktionsvorsitzenden Andrea Nahles, zusammen mit ihrem Stellvertreter Olaf Scholz, nur
gegen die Parteibasis durchgesetzt werden. Diese sah zu Recht in der Koalition mit den
Unionsparteien den entscheidenden Grund für den seit Jahren anhaltenden Abstieg der
Sozialdemokraten. Vor allem die Jungsozialisten unter Kevin Kühnert rebellierten gegen die
Wiederauflage der „GroKo“.

Nach dem Rücktritt von Nahles im Juni 2019 zeigte sich das alte Machtzentrum nicht mehr in der
Lage, den vakanten Parteivorsitz erneut mit einem ihrer Vertreter zu besetzen. Es war damals nicht
vorstellbar, dass der Nahles-Vertraute Scholz ihr Nachfolger an der Parteispitze werden könnte.
Weite Teile der Partei verlangten vielmehr einen inhaltlichen und politischen Neuanfang. Vor allem
deshalb kam es zum Mitgliedervotum über den Vorsitz.                        

Die Wahl von Esken und Walter-Borjans im Herbst 2019 war denn auch Ausdruck eines in der
Parteibasis weit verbreiteten Verlangens, die SPD solle einen selbstbewussten und eigenständigen
Kurs einschlagen. Den beiden überraschend Gewählten stand dafür der Weg offen. Sie hätten das
Votum der Mitglieder leicht nutzen können, um ein Nein zur Fortsetzung der großen Koalition zu
erzwingen. Zumindest hätten sie den offenen Konflikt mit dem alten Machtzentrum darüber wagen
müssen. Diese Chance haben sie aber bereits auf dem Wahlparteitag am 6. Dezember 2019 vertan.

In dem dort mit großer Mehrheit angenommenen Beschluss „Aufbruch in die neue Zeit“ heißt es:
„Weder der Verbleib in einer Koalition noch der Austritt sind ein Selbstzweck. (…) Entscheidend ist,
dass wir jetzt die uns wichtigen, noch offenen Punkte aus dem Koalitionsvertrag zügig umsetzen und
mit CDU und CSU die Weichen für eine gute und gerechte Zukunft unseres Landes und Europas
richtig stellen.“ Damit war klar: Die SPD bleibt bis zur nächsten Bundestagswahl im Herbst 2021
Teil der Regierung.

Mein Resümee direkt nach dem Parteitag lautete: „Da war also über Wochen über das
bevorstehende Ende der Schwarz-Roten-Bundesregierung spekuliert worden, sollte das von den
Jungsozialisten unterstützte Team Esken/Walter-Borjans als Sieger vom Platz gehen. Da hatten Jusos
bereits frohgemut skandiert: Nikolaus ist GroKo aus! Und nun das. Es dürfte in den letzten Jahren
kaum eine ähnlich schnelle Selbstdemontage von Politikern gegeben haben als die von Esken und
Walter-Borjans in den Tagen nach Bekanntgabe des Ausgangs der Mitgliederbefragung und ihrer
Wahl auf dem Parteitag eine Woche später.“[1]

Die jetzt erfolgte Nominierung von Olaf Scholz zum Kanzlerkandidaten ist daher durchaus
konsequent, denn die beiden Parteivorsitzenden hatten nie den Anspruch gestellt, die SPD inhaltlich
wie personell auf ein neues Gleis stellen zu wollen. Das gilt auch für ihren Mentor Kevin Kühnert,
der sich blitzschnell aus einem aktiven Gegner der Koalition zu ihrem Befürworter wandelte. Bereits
auf dem Wahlparteitag im Dezember 2019 sprach er sich für den Leitantrag aus, in dem es hieß:
„Für uns steht nicht die Frage im Vordergrund, ob wir die Koalition weiterführen oder beenden.“
Für diesen Richtungswechsel belohnte ihn der Parteitag mit der Wahl zum stellvertretenden
Vorsitzenden.

Es verwundert daher nicht, dass Kühnert jetzt unter den Jungsozialisten für Olaf Scholz wirbt. In der



Zeitschrift Sozialistische Politik und Wirtschaft (spw) huldigte er dem Finanzminister Olaf Scholz, in
dem er dessen Konjunkturpaket zur Überwindung der Wirtschaftskrise kurzerhand zu einem
Strategiewechsel erklärt: „Wir verabschieden uns damit exemplarisch von quälenden Prämissen der
Politik dreier Jahrzehnte.“[2] Übersehen wird dabei allerdings, dass so gut wie alle entwickelten
Staaten mit umfangreichen Konjunkturprogrammen auf die Krise reagieren, werden sie nun
sozialdemokratisch, konservativ oder liberal geführt. Und sieht man sich die milliardenschwere
staatliche Unterstützung für die Lufthansa an, die dem Unternehmen gleichwohl gestattet, massive
Stellenstreichungen vorzunehmen, so stellt sich die Frage, was daran eigentlich sozialdemokratische
Politik sein soll.

Scholz als Verlierer des Kampfes um den Parteivorsitz ist mit seiner Nominierung zum
Kanzlerkandidaten am Ende doch noch Gewinner im innerparteilichen Machtkampf geworden. Über
seine Niederlage beim Mitgliedervotum spricht niemand mehr. Und dass die Partei weiter von zwei
einflusslosen Vorsitzenden mehr verwaltet als geführt wird, braucht ihn nicht weiter zu stören. Als
Kanzlerkandidat hat er ja automatisch bestimmenden Einfluss auf das Wahlprogramm. Mit ihm hat
sich das alte, noch aus der Schröder-Zeit stammende Machtzentrum wieder in Stellung gebracht.
Der frühere Bundeskanzler Gerhard Schröder erklärte denn auch: „Die Nominierung von Olaf Scholz
ist eine gute Entscheidung zur richtigen Zeit.“[3]

Die von den Medien oft beschriebene Linkswende der SPD ist eine Schimäre. Tatsächlich ist die
organisierte Linke in der Partei heute so schwach wie seit Jahrzehnten nicht mehr. Die Gruppierung
Demokratische Linke 21 (DL 21) ist so gut wie bedeutungslos, ihrer Bundesvorsitzenden Hilde
Mattheis gelang es auf dem Bundesparteitag nicht einmal, eine von 24 Beisitzern im SPD-
Parteivorstand zu werden. Und die Jungsozialisten sind inzwischen zum Fanclub von Kevin Kühnert
degeneriert.       

Die Partei DIE LINKE scheint sich nicht daran zu stören, dass mit Olaf Scholz der wohl wichtigste
aktive Politiker der alten Schröder-Riege nun SPD-Kanzlerkandidat geworden ist: „Linken-
Fraktionschef Dietmar Bartsch zeigte sich für ein Bündnis unter der Führung von Olaf Scholz (SPD)
offen. 'Mehrheiten jenseits der Union sind Ziel der Linken', sagte Bartsch der Düsseldorfer
Rheinischen Post. 'Große Steuerreform, nachhaltige Rentenreform, entschlossener Kampf gegen
Kinderarmut wird nur mit einer starken Linken, gern auch mit Olaf Scholz, funktionieren', sagte
Bartsch weiter.“[4] Anstatt die Chance zu nutzen, die eine wieder stramm auf Schröder-Kurs
getrimmte SPD der Linken bietet, biedert sie sich lieber an.

Dabei steht Olaf Scholz einem solchen Bündnis von SPD, Grünen und Linken selbst skeptisch
gegenüber. In der Bild nannte er vier Forderungen an die Linke und alle anderen Parteien, die mit
der SPD koalieren wollten: „Erstens: Deutschland muss eine starke Wirtschaftsnation sein mit vielen
zukunftsfähigen Arbeitsplätzen. Zweitens: Man muss mit dem Geld vernünftig umgehen. Drittens:
Wir müssen dafür sorgen, dass unsere Sicherheit gewährleistet bleibt auch in der NATO. Viertens:
Wir müssen dafür sorgen, dass Europa vorankommt.“[5]

Für eine Zusammenarbeit mit der Linkspartei heißt das: Vorbehaltlose Zustimmung zur NATO. Wie
wäre es da, wenn sie den Kanzlerkandidaten an seine eigenen Worte erinnern würde? Bei der
Diskussion über ein neues Grundsatzprogramm hatte Scholz 1987 über die NATO noch gesagt:

„Überhaupt entpuppt sich die SPD gerade in dem Kapitel ῾Die Politik des Friedens῾ als eine Partei
des Status quo. Sie behauptet die Notwendigkeit der Mitgliedschaft der BRD in der NATO. Obwohl

https://www.zeit.de/thema/olaf-scholz


die Forderung nach einem isolierten Austritt der Bundesrepublik aus der NATO falsch ist und die
Überwindung der Militärblöcke in Europa der richtige Weg ist, mutet das NATO-Bekenntnis in
einem sozialdemokratischen Grundsatzprogramm doch merkwürdig an. (…) Aus dem Blickfeld gerät
darüber, dass die Überwindung der kapitalistischen Ökonomie zu den Zielsetzungen der
Sozialdemokratie zählen muss, und dass die Erkenntnis, erst eine sozialistische Welt werde
dauerhaft den Frieden garantieren können, noch heute gilt.“[6]
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